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Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Kohlmaier und Kollegen haben 24, Närz 

1987 unter der Nr. l89/J an mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage 

betreffend Arbeitszeitverkürzuug gerichtet, die folgenden Hortlaut hat: 

"I. lverden Sie sich in Fragen der i\rb~f.tRzettv~l"\.Urzt1ng an deri Auffassungen 
der Sozialpartner oder an den anders lautenden Auffassungen der Frau 
Staatssekretär Dohnal orientieren? 

2. Falls Sie ersteres beabsichtigen: Her(lcTl Sie' Clltf (He Fr:1U Stnatssekretärin 
dahingehend eimrirken, daß sie sich ihrersei ts an den Auffassungen der 
Bundesregierung bzw. des Bundeska.nzlers ori~mtiert?" 

Ich beehre mich, diese Anfrage wie folgt zu beantlvorten: 

Zu den Fragen 1 und 2: 

Wie in der Anfragebegründung zutreffen({ ausgefiilirt Irl rd, ist im Arbei tsüber­

einkommen zwischen der Sozialistischen l'artel (jstcrn~lchs und der Österreichi­

schen Volkspartei über die Bildung einer gemeinsalllen Bundesregierung fü"r die 

Dauer der XVII. Gesetzgebunp,speriode c!0S IbtJol1<1 t rates festgAlegt, daß sich 

die Bundesregieruug in Fragen (ler Arbeits?:eitvcl'ldir?:lITlg tveitgehend an den Auf­

fassungen der Sozialpartner orientieren wtrd. Olme auf die Frage der be-
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schäftigungspolitischen Wirkung einer ArbeitszeitverkUrzung eingehen zu 

wollen, möchte ich feststellen, daß sich die Bundesregierung selbstverständ­

lich an diese Vereinbarung im ArbeitsUbereinkommen halten wird. 

Wie mir mitgeteilt wird, waren die in der Anfrage zitierten AusfUhrungen von 

Frau Staatssekretär Dohnal zum Thema ArbeitszeitverkUrzung Zitate von dem in 

Amerika lebenden österreichischen Philosophen Christian Anders, die sie zur 

Diskussion stellte. Damit wollte Frau Staatssekretär Dohnal einen Denkanstoß 

geben, hat aber keineswegs zum Ausdruck gebracht, daß sie über die Auffassun­

gen der Sozialpartner hinweg entgegen dem Arbeitsübereinkommen für eine ge­

setzliche Verkürzung der Arbeitszeit auf 20 Stunden eintritt. Ein "Einwirken" 

auf Frau Staatssekretär Dohnal, sich an der Auffassung der Bundesregierung zu 

orientieren, ist daher nicht erforderlich. 
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